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Ausbau der Medizinstudiums an der Universität Freiburg 
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I. Zusammenfassung der Motion 

In einer am 14. November 2012 eingereichten und begründeten Motion verlangt Grossrat Ralph 
Alexander Schmid vom Staatsrat, er solle umgehend prüfen, in welchem Zeitraum und mit welchen 
Mitteln an der Universität Freiburg ein vollständiges Medizinstudium eingeführt werden kann, und 
den Prozess zum Ausbau zum Masterstudium einleiten.  

Die Schweiz beklagt einen akuten Mangel an Ärztinnen und Ärzten, insbesondere an Allgemein-
medizinern. Um diesen Mangel zu kompensieren, ist sie auf ausländische Arbeitskräfte angewiesen. 
Die verschiedenen medizinischen Fakultäten in der Schweiz haben die Zahl der Studienplätze leicht 
angehoben, doch dies reicht nicht aus, um den künftigen Bedarf an Ärztinnen und Ärzte vollständig 
abzudecken. An der Universität Freiburg können seit 2009 die ersten drei Jahre des Medizin-
studiums absolviert werden (Bachelor). Für die verbleibenden drei Jahre müssen die Studierenden 
an eine medizinische Fakultät wechseln.  

Laut Grossrat Schmid bietet diese Situation die Chance, das Medizinstudium an der Universität 
Freiburg zum Masterstudium auszubauen, die Universität auf diesem Gebiet besser zu positionieren 
und das nationale und kantonale Problem des Ärztemangels anzugehen. Er empfiehlt zudem zu 
prüfen, ob dieser neue medizinische Studiengang gezielt für Allgemeinmediziner gestaltet werden 
könnte mit dem zusätzlichen Fokus auf die psychologischen, sozialen, juristischen und gesellschaft-
lichen Aspekte der Medizin, die in den herkömmlichen Studiengängen wenig Gewicht haben.  

Auch verweist er auf die positiven Auswirkungen der Einführung der klinischen Ausbildung am 
HFR (freiburger spital), das seiner Ansicht nach in Zukunft Hôpital Universitaire Fribourgeois 
genannt werden solle, für die Rekrutierung von im klinischen Bereich tätigen Ärztinnen und Ärzten. 
Zusätzlich liesse sich damit der lokale Mangel an Allgemeinmedizinerinnen und –medizinern im 
Kanton vermindern.  

 

II. Antwort des Staatsrats 

Mehrere nationale Studien befassten sich mit dem Problem des Mangels an Medizinerinnen und 
Medizinern, insbesondere Hausärztinnen und –ärzten, und zahlreiche Instanzen und Arbeitsgruppen 
setzen sich derzeit mit verschiedenen Aspekten dieses Problems auseinander. Laut dem Bericht des 
Bundesrates vom September 2011 in Erfüllung der Motion 08.3608 von Jacqueline Fehr «Strategie 
gegen Ärztemangel und zur Förderung der Hausarztmedizin» sollte die Zahl der jährlichen 
Diplomabschlüsse in Medizin von heute 800 auf 1200 bis 1300 erhöht werden. Daher wurden die 
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medizinischen Fakultäten gebeten, Vorschläge für den Ausbau ihrer Ausbildungskapazitäten zu 
erarbeiten. Zudem sind neue Studienangebote entstanden, so der geplante Master-Studiengang im 
Kanton Tessin, der derzeit in Vorbereitung ist.  

Gleichzeitig musste festgestellt werden, dass das Problem sich nicht allein durch quantitative 
Massnahmen beheben lässt, denn diese vermögen den Bedarf in den vom Nachwuchsmangel 
besonders betroffenen Fachgebieten wie der Allgemeinmedizin nicht zu decken. Die heutige 
Organisation des Gesundheitssystems begünstigt die Ausbildung von Spezialisten. Das Image der 
Allgemeinärztinnen und Allgemeinärzte hat an Wert verloren. Gründe dafür sind die Schwierigkeit, 
Berufs- und Familienleben zu vereinbaren sowie das tiefere Einkommensniveau als die Mehrheit 
der Spezialisten. Es besteht auch in Spitälern ein Bedarf nach ganzheitlich ausgebildeten Ärztinnen 
und Ärzten und es gibt im Ausland Modelle, aus denen man Anregungen entnehmen kann, wie sich 
die Allgemeinmedizin attraktiver machen lässt. 

So sind in Zusammenarbeit mit den Bildungs- und Gesundheitsbehörden einerseits sowie den 
Kantonen und dem Bund andererseits auch Überlegungen darüber in Gang, welche Änderungen am 
gesamten System vorgenommen werden sollten. Die zur Diskussion gestellten Vorschläge reichen 
von einem stärkeren Einbezug nichtuniversitärer Spitäler in die Ausbildung und der Einführung 
eines auf die Hausarztmedizin ausgerichteten Masters bis zu einer Neuverteilung der Aufgaben und 
Zuständigkeiten unter den verschiedenen Berufen des Gesundheitswesens.  

Der Staatsrat versteht und teilt die Beurteilung der Situation von Grossrat Schmid sowie seine 
Sorge um die Sicherung eines genügenden Ärztenachwuchses, der den Bedarf in der Schweiz und 
im Kanton Freiburg deckt. Der Entscheid, an der Universität Freiburg in Zusammenarbeit mit dem 
HFR das 3. Studienjahr in Humanmedizin einzuführen und dann dessen Kapazität von 80 auf 96 
Plätze zu erhöhen, wurde unter anderem mit Blick auf dieses Anliegen getroffen.  

Weitere Argumente von Grossrat Schmid beziehen sich auf den Ausbau der medizinischen 
Ausbildung in Freiburg, auf die bessere Positionierung des HFR im schweizerischen Spitalwesen 
und auf die Steigerung seiner Attraktivität als Arbeitgeber. Die Einführung des 3. Studienjahres in 
Humanmedizin hat diesbezüglich bereits Verbesserungen gebracht. Mit dem Bachelor in Medizin 
stellt die Universität Freiburg nun ein Abschlussdiplom aus, mit dem sie sich im Bereich der 
medizinischen Ausbildung einen neuen Rang sichert. Auch für das HFR öffnen die verstärkte 
Mitwirkung an der klinischen Ausbildung und die Zusammenarbeit mit den neu angestellten 
Professorinnen und Professoren an der Universität neue Perspektiven für die Kaderärztinnen und 
Kaderärzte und für den Nachwuchs. 

Die Einführung eines Masters hätte zweifellos noch eine weit stärkere Wirkung und der Staatsrat 
erkennt den Nutzen, den ein solches Vorhaben für die Universität, das HFR, das Freiburger 
Netzwerk für psychische Gesundheit (FNPG) und das Freiburger Gesundheitswesen haben könnte. 
Die gesamtschweizerisch angestellten Überlegungen über einen besseren Einbezug nichtuniversitä-
rer Spitäler in die Ausbildung und über die Möglichkeit, Masterstudiengänge in Medizin mit 
besonderen Vertiefungsrichtungen anzubieten, laden natürlich dazu ein, die gleichen Überlegungen 
auch auf kantonaler Ebene anzustellen.  

Der Staatsrat erklärt sich daher bereit, eine Studie zur Einführung eines Masters in Humanmedizin 
in Freiburg zu erstellen. Dabei soll einerseits geprüft werden, welche Möglichkeiten an den 
Freiburger Institutionen für die Umsetzung eines solchen Bildungs- und Forschungsauftrags 
vorhanden sind und welche Mittel dazu benötigt werden. Zum anderen soll abgeklärt werden, 
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welche Änderungen an der Bundesgesetzgebung nötig sind, damit eine auf die Hausarztmedizin 
ausgerichtete Ausbildung angeboten werden kann. Zudem sollen auch die Modalitäten einer solchen 
Ausbildung untersucht und beurteilt werden. Dabei gilt es zu berücksichtigen, dass die Personal-
situation am Departement für Medizin der Universität und am HFR angespannt ist, dass die 
Einführung des 3. Studienjahres in Medizin noch konsolidiert werden muss und diese der 
Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät einen gravierenden Raummangel beschert hat. 
Dieser kann durch das provisorische Bauvorhaben, das dem Grossen Rat demnächst unterbreitet 
wird, nur teilweise behoben werden.  

Daher wird die zu erstellende Studie komplex sein und erhebliche Arbeiten erfordern. Zudem ist 
darauf hinzuweisen, dass es nicht möglich wäre, dem Grossen Rat vor Ablauf eines Jahres einen 
Dekretsentwurf für ein solches Vorhaben zu unterbreiten, selbst wenn die Studie zum Schluss 
käme, dass die Einführung eines Masters sinnvoll wäre.  

Der Staatsrat empfiehlt Ihnen daher, diese Motion abzulehnen. Gleichzeitig verpflichtet er sich, eine 
Machbarkeitsstudie zur Einführung eines Masters in Humanmedizin mit Vertiefung in Hausarzt-
medizin im Kanton Freiburg zu erstellen.  

16. April 2013 


